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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 

X ZB 4/23 

vom 

5. Dezember 2023 

in dem Rechtsstreit 
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Der X. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 5. Dezember 2023 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. Bacher, die Richter Hoffmann und Dr. Deichfuß, die 

Richterin Dr. Marx und den Richter Dr. Crummenerl 

beschlossen: 

Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluss der 24. Zivilkammer 

des Landgerichts Frankfurt am Main vom 12. Oktober 2023 wird auf 

Kosten des Antragstellers verworfen. 
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Gründe: 

I. Der Antragsteller hat Prozesskostenhilfe für eine Klage beantragt, 

mit der er die Beklagte auf Anrechnung eines Lotteriegewinns in Höhe von 

300 Euro auf den Preis einer bereits gebuchten Reise im September und Oktober 

2022 oder einer noch zu buchenden Reise im April 2023 in Anspruch nehmen 

möchte. Das Amtsgericht hat den Antrag zurückgewiesen, weil der beabsichtigte 

Klageantrag nicht hinreichend bestimmt sei. Das Beschwerdegericht hat die hier-

gegen gerichtete Beschwerde durch Beschluss der Einzelrichterin als unzulässig 

verworfen, weil der Streitwert in der Hauptsache die maßgebliche Grenze von 

600 Euro nicht übersteige.  

Der Antragsteller erhob Anhörungsrüge und lehnte die Amtsrichterin und 

später auch die Einzelrichterin des Beschwerdegerichts wegen Befangenheit ab.  

Das Gesuch gegen die Amtsrichterin hat das Amtsgericht für unbegründet 

erklärt. Die dagegen gerichtete Beschwerde des Antragstellers ist erfolglos ge-

blieben. 

Das Ablehnungsgesuch gegen die Einzelrichterin hat das Beschwerdege-

richt durch Kammerbeschluss vom 12. Oktober 2023 zurückgewiesen. Diese 

Entscheidung enthält eine Rechtsbehelfsbelehrung, wonach die sofortige Be-

schwerde statthaft sei. Der Antragsteller hat daraufhin mit Schreiben vom 28. Ok-

tober 2023 "Beschwerde" eingelegt. Mit Beschluss vom 1. November 2023 hat 

das Beschwerdegericht das Gesuch dem Bundesgerichtshof vorgelegt, weil es 

als Rechtsbeschwerde anzusehen sei. 

Der Antragsteller macht geltend, sein Schreiben vom 28. Oktober 2023 sei 

weder als Beschwerde noch als Rechtsbeschwerde anzusehen. Vielmehr sei das 

Beschwerdegericht gehalten, die Sache dem Bundesgerichtshof vorzulegen, weil 

es eine andere Rechtsauffassung vertrete als das Oberlandesgericht Schleswig. 
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II. Das Begehren des Antragstellers ist trotz dessen abweichenden 

Vorbringens als Rechtsbeschwerde anzusehen. 

Der Vortrag des Antragstellers lässt erkennen, dass er sich gegen die Zu-

rückweisung seines Ablehnungsgesuchs wenden will. Dies ist - wenn überhaupt - 

nur mittels einer Rechtsbeschwerde möglich. 

III. Das Rechtsmittel ist jedoch nicht statthaft, weil das Beschwerdege-

richt die Rechtsbeschwerde nicht zugelassen hat (§ 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

ZPO). 

IV. Unabhängig davon hat die abgelehnte Richterin die Beschwerde 

gegen die Versagung von Prozesskostenhilfe zu Recht abgelehnt. 

Gemäß § 127 Abs. 2 Satz 2 ZPO ist die gemäß § 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO 

für eine Berufung geltende Wertgrenze von 600 Euro auch für eine Beschwerde 

gegen die Versagung von Prozesskostenhilfe maßgeblich. Etwas anderes gilt nur 

dann, wenn das Gericht ausschließlich die persönlichen oder wirtschaftlichen Vo-

raussetzungen für Prozesskostenhilfe verneint hat. Im Streitfall hat das Amtsge-

richt das Gesuch indes wegen fehlender Erfolgsaussicht zurückgewiesen. 
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V. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 

Bacher  Hoffmann  Deichfuß 

 Marx Crummenerl 

Vorinstanzen: 
AG Frankfurt am Main, Entscheidung vom 17.11.2022 - 31 C 2537/22 (83) -  
LG Frankfurt am Main, Entscheidung vom 12.10.2023 - 2-24 T 14/22 -  
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